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„Zukunftsperspektiven der ‚Jungen Länder’: Wo steht Ostdeutsch-

land in zehn Jahren?” vom 23. Juni 2010 in der Akademie der 

Konrad-Adenauer-Stiftung in Berlin. Die Tagung wurde anlässlich 

des zwanzigjährigen Jubiläums der Unterzeichnung des Staats-

vertrages zur Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion organisiert.
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vorwort

wenn in diesen tagen das wort „währungs-” oder „wirt-

schaftsunion” verwandt wird, stellt sich eine krisenerprobte 

leserschaft erfahrungsgemäß auf ausführungen zur „Zu-

kunftsfähigkeit der eurozone” (oder der europäischen union 

insgesamt) ein. ende juni 2010 standen die schwierigkeiten 

europäischer staaten und des euro aber ausnahmsweise 

nicht im mittelpunkt einer debatte in der konrad-adenauer-

stiftung. in den fokus einer unkonventionellen abendveran-

staltung rückte am 23. juni 2010 die erinnerung an das 

zwanzigjährige jubiläum der unterzeichnung des deutsch-

deutschen staatsvertrages über eine währungs-, wirt-

schafts- und sozialunion. ein vertragswerk, das damals  

nicht nur die lage im bis dahin geteilten deutschland ent-

scheidend beeinflusste, sondern auch beträchtliche verände-

rungen in europa bewirkte. schon deshalb schien es geboten 

sich mit dieser historischen übereinkunft auseinanderzuset-

zen und sie aus politischer wie wissenschaftlicher perspekti-

ve zu beleuchten. dabei war es uns ein anliegen, den blick 

über das historische ereignis hinaus in die Zukunft zu richten 

und mit den teilnehmern die frage zu diskutieren: „wo steht 

ostdeutschland eine generation weiter?” damit verbundene 

diskussionsergebnisse und kurzanalysen sind im vorliegen-

den band zusammengefasst, wobei bundesinnenminister  

dr. thomas de maizière zunächst den historischen bezugs-

punkt aufzeigt.

mit der einführung der d-mark in der ddr am 1. juli 1990 

wurde der weg zu einer raschen politischen wiedervereini-

gung deutschlands geebnet. schon bei der unterzeichnung 

des „vertrages über die schaffung einer währungs-, wirt-

schafts- und sozialunion” am 18. mai 1990 in bonn sagte 

der damalige ministerpräsident der ddr dr. lothar de  

maizière: jetzt „beginnt die tatsächliche verwirklichung  

der einheit deutschlands.” außerdem hielt er fest: dieser 

vertrag „macht den einigungsprozess unumkehrbar”. er 

sollte recht behalten: die politische vereinigung der beiden 

über vierzig jahre getrennten teile deutschlands fand nur 

wenige monate später, am 3. oktober 1990, statt. 
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In den Jahren 1989/1990 waren sich Ökonomen allerdings uneinig, wie 

die ostdeutsche Wirtschaft den Schock der Übertragung neuer institutio-

neller Arrangements (samt neuer Währung) verkraften und in welchem 

Zeitraum der Transformationsprozess hin zu einer marktwirtschaftlichen 

Ordnung gelingen würde. 

Heute weiß man, dass dieser Anpassungsprozess beschwerlicher verlief, 

nicht zuletzt deshalb, weil sich die Annahmen über die Produktivität der 

ostdeutschen Wirtschaft und der Stabilität der osteuropäischen Markt-

stellung als zu optimistisch erwies. Und der Angleichungsprozess dauert 

an. Diese Tatsache darf den Blick auf das Erreichte aber nicht verstellen. 

Der wirtschaftliche Aufholprozess der Neuen Länder gründet letztlich auf 

DIE WäHrUNgS-, WIrTScHAfTS- 
UND SOZIALUNION 1990

fUNDAMENT fÜr DIE SOZIALE MArkTWIrTScHAfT IN DEN  

„JUNgEN LäNDErN”

Thomas de Maizière

Lieber Herr Thielen, 

meine Damen und Herren,

lassen Sie mich heute vor allem als Zeitzeuge zu Ihnen  

sprechen. Ich habe eine Tochter des Jahrgangs 1987. Vor  

ein paar Jahren war sie kurz vor dem Abitur und hat im 

geschichtsunterricht etwas über die Treuhandanstalt durch-

genommen. Sie hat mich gefragt: „Treuhandanstalt, was  

war denn da? Du warst doch mit dabei.” Ich fragte sie: 

„Wieso behandelst Du das denn im geschichtsunterricht  

und nicht im gemeinschaftskundeunterricht?” Und dann 

habe ich ihr einiges erzählt.

Mir ist dabei klar geworden, dass für eine junge Abiturientin 

von heute die Treuhandanstalt und deren Errichtung unge-

fähr so weit weg ist wie Bismarcks Sozialgesetzgebung. Ich 

übertreibe leicht, aber im Prinzip ist es so. Das hat mich ein 

bisschen nachdenklich gemacht. Deswegen werde ich Ihnen 

heute von dieser Zeit berichten. Parallelen zur gegenwart 

sind natürlich ganz unbeabsichtigt und rein zufällig.

dem Vertrauen in eine marktwirtschaftliche Ordnung. Das fundament  

für diese Ordnung wurde mit dem Vertrag über eine gemeinsame Wäh-

rungs-, Wirtschafts- und Sozialunion im Jahr 1990 gelegt. 

 

Das Haus, das auf diesem fundament errichtet wurde, muss weiter ent-

wickelt werden. Jüngere generationen müssen ihre eigenen Zukunfts-

perspektiven entwickeln. Die konrad-Adenauer-Stiftung ist gewillt, diesen 

Prozess zu fördern und zu begleiten. 

Berlin, im Juli 2010

Michael Thielen

Generalsekretär der Konrad-Adenauer-Stiftung e.V.
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es gibt viele beschreibungen der friedlichen revolution von 1989 mit den 

geschehnissen in leipzig, dresden, berlin und plauen, mit der besetzung 

der stasi-Zentrale, der maueröffnung und all dem. dabei kommt ein 

aspekt, der eine wesentliche ursache für diese ereignisse gewesen ist, 

meistens zu kurz: die ökonomische situation.

niemand hat sie besser beschrieben als der leiter der damaligen staat-

lichen plankommission in der ddr, gerhard schürer. das sogenannte 

schürer-papier aus dem jahr 1989 enthält eine ökonomische lagebe-

schreibung der ddr für die politische führungsriege. es ist eines der 

lesenswertesten dokumente aus dieser Zeit. schürer analysiert darin, 

dass die ddr sich am rande der Zahlungsunfähigkeit befindet. was die 

Zahlungsunfähigkeit von staaten bedeutet oder bedeuten kann, haben 

wir jetzt gerade wieder anderswo erlebt. allein ein anhalten – nicht ein 

Zurückführen – der westverschuldung drohte nach schürer den lebens-

standard um 25 prozent zu senken und die ddr unregierbar zu machen. 

das war die ökonomische analyse eines überzeugten sozialisten und 

mitglieds des Zentralkomitees der sed. 

diese ökonomische einsicht war an der spitze der ddr also teilweise 

vorhanden, in der ddr-bevölkerung nicht, im westen übrigens auch 

nicht. sie ist dann durch die sich überstürzende politische entwicklung 

gewissermaßen verdrängt worden. die ddr wäre in jedem fall auf eine 

ökonomisch überaus schwierige situation zugesteuert. einiges von dem, 

was wir dann dem einigungsprozess als negative folgen zugeschrieben 

haben, arbeitslosigkeit, enttäuschte erwartungen und dergleichen mehr, 

müssen wir eigentlich der lage vorher zurechnen.

ein zweiter aspekt, der ebenfalls meistens zu kurz kommt, war die  

massenabwanderung aus der ddr in die bundesrepublik nach der  

maueröffnung. seit dem 9. november 1989 sind bis zum jahresende  

rund 300.000 menschen aus der ddr in den westen gegangen – in nur 

acht wochen. Zu anfang des jahres 1990 waren es täglich rund 2.000 

menschen. 

dies hat den entschluss zu baldigen wahlen bestärkt, die mit der hoff-

nung verbunden waren, dass die massenabwanderung aufhören würde, 

wenn eine neue demokratisch gewählte regierung in der ddr erst einmal 

ins amt kommt. nach der volkskammerwahl am 18. märz 1990 und der 

zügigen regierungsbildung waren es aber immer noch 5.000 menschen, 

die die ddr jede woche verließen. 

das war dramatisch und führte dazu, dass zum beispiel oskar lafontaine, 

damals noch spd, sich dafür ausgesprochen hat, dem aktiv entgegenzu-

wirken. es gab die verbreitete angst, dass es die bundesrepublik überfor-

dern würde, jede woche 5.000 menschen aus der ddr aufzunehmen, 

und dass der arbeitsmarkt im westen eine so große Zahl nicht absorbie-

ren könne und vieles andere mehr.

diese entwicklung kulminierte dann in dem berühmten satz, der gar 

nicht so oft gesagt wurde, der aber überall zitiert wurde und so im wege 

der stillen post eine überragende bedeutung bekam: „kommt die d-mark, 

bleiben wir, kommt sie nicht, gehen wir zu ihr.” was übrigens auch zeigt – 

das hat uns bei der eu-osterweiterung später oft beschäftigt – dass ein 

starkes wohlstandsgefälle bei freien grenzen nicht nur zu ökonomischen, 

sondern auch zu massiven politischen problemen führt.

deswegen hat die bundesregierung das angebot einer währungsunion 

gemacht. nicht einer wirtschafts- und sozialunion zunächst, nur einer 

währungsunion. die überlegung dahinter war: wenn die währung der 

entscheidende grund ist, dass die menschen in den westen gehen, dann 

bringen wir eben die d-mark in die ddr.

Thomas de Maizière MdB, Bundesminister des Innern.
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dies war ein unerhörter vorgang, nicht zuletzt weil über die politische 

dauer des einigungsprozesses keinerlei klarheit bestand. ich darf daran 

erinnern, dass in den koalitionsverhandlungen über die bildung der 

ersten (und letzten) demokratischen ddr-regierung nach der volks-

kammerwahl vom 18. märz herr eppelmann vom demokratischen auf-

bruch und die sozialdemokraten in einem Zeitraum des einigungspro-

zesses von jahren sprachen. in der regierung lothar de maizière konnte 

man sich nicht darauf verständigen, wie dieser prozess verlaufen würde.

dann hat lothar de maizière in seiner regierungserklärung im april 1990 

folgendes gesagt: „ich hoffe, dass zu den olympischen sommerspielen in 

barcelona 1992 eine gesamtdeutsche mannschaft auflaufen kann.” das 

ließ offen, ob es bis dahin eine staatliche einheit geben würde, denn alte 

sportfreunde wissen, dass es bis weit in die sechziger jahre hinein eine 

gesamtdeutsche mannschaft gab, obwohl es zwei deutsche staaten 

gegeben hat. seine aussage war im grunde: in zwei jahren werden  

wir wohl ziemlich viel gemeinsam hinkriegen, aber ob wir dann eine 

staatliche einheit haben, ist doch eher zweifelhaft; jedenfalls sage ich 

es besser nicht voraus.

dass die bundesregierung im mai einen vorschlag zu einer währungs-

union gemacht hat, ohne eine politische perspektive für die einheit zu 

haben, war mutig und stieß auch sofort auf bedenken, zum beispiel beim 

präsidenten der bundesbank. es gab eine regelrechte feldschlacht zwi-

schen der bundesregierung und dem präsidenten der bundesbank um  

die währungsunion. dabei bin ich noch nicht einmal beim umtauschkurs, 

auf den ich gleich komme, sondern allein bei der frage, ob es die wäh-

rungsunion geben solle. es gab nahezu keinen Ökonomen, der das für 

richtig gehalten hat. auch der sachverständigenrat der bundesregierung 

zur begutachtung der gesamtwirtschaftlichen entwicklung hat die positi-

on vertreten, dass eine währungsunion am ende einer wie auch immer 

gearteten wirtschaftlichen konvergenzphase stehen könne, aber doch 

nicht am anfang. 

die bundesregierung hat sich über die bedenken hinweggesetzt. das  

war nach meiner auffassung politisch richtig, wenn es auch ökonomisch 

riskant und wahrscheinlich falsch war und dafür hinterher auch ein ent-

sprechender preis zu bezahlen war.

als man einmal damit begonnen hatte, über die währungsunion nachzu-

denken, stellte man fest, dass man nicht ein gemeinsames währungsge-

biet ohne eine gemeinsame wirtschaftspolitik haben kann. deswegen  

war der erste schritt zu sagen, dass die währungsunion auch eine wirt-

schaftsunion sein müsse. dies führte dazu, dass in dem ersten staats-

vertrag zwischen der bundesrepublik und der ddr wesentliche teile der 

wirtschaftsgesetzgebung standen.

anschließend kam man zu der überlegung, dass angesichts der vielen 

offenen fragen und ungewissheiten eine währungsunion, die zugleich 

eine wirtschaftsunion ist, auch eine sozialunion sein sollte. denn für  

den weggang von menschen gab es ja ganz wesentlich auch soziale ur-

sachen. wenn ein rentner oder einer, der demnächst rentner wird, nicht 

weiß, wie eine rentenregelung auf dem gebiet der ddr aussehen würde, 

er aber weiß, wenn er nach köln zieht, dass dann nach regeln, die seit 

vierzig jahren galten, sein sämtliches berufsleben so behandelt wird – 

jedenfalls im prinzip –, als wäre es im westen abgeleistet worden und  

er die rente in d-mark bekommen würde, warum sollte er dann in  

chemnitz bleiben? 

also musste die sozialunion als teil der währungs- und wirtschaftsunion 

hinzukommen und damit etwa eine regelung der rentenfrage oder der 

frage der arbeitslosenversicherung. es war klar, dass der umtauschkurs 

zu einer erheblichen ökonomischen verwerfung und auch zu arbeitslosig-

keit führen könnte. es stellte sich die frage, nach welchen regeln es 

dann arbeitslosengeld geben sollte. wenn das arbeitslosengeld ganz 

niedrig gewesen wäre, wäre sofort ein erneuter anreiz entstanden, vor-

her noch in den westen zu gehen.

Zur währungs-, wirtschafts- und sozialunion kam noch ein viertes hinzu: 

die sogenannten vermögensfragen. bei einer gemeinsamen währung und 

einer wirtschaftsunion musste man schließlich – auch um die wirtschaft 

in gang zu bekommen – wissen, wem ein bestimmtes grundstück ge-

hört, wenn man es kauft und dort investiert, wie sich dessen marktwert 

bestimmen lässt, ob es einen grundbuchbeamten gibt, der eine grund-

bucheintragung macht, damit der käufer vielleicht eine hypothek aufneh-

men kann, und dergleichen mehr. alles das war unklar. 
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übrigens war auch im verhältnis staat zu staat vieles hoch kompliziert. 

gehört etwas dem bund, dem land oder der kommune? und wenn sie 

durch die ostdeutschen länder fahren und sich schlösser, herrenhäuser, 

teils auch kirchen und noch weitere gebäude ansehen, dann ist es 

manchmal nur dem Zufall, einem cleveren bürgermeister oder einem 

kundigen landrat zu verdanken, dass dieses eine objekt zufällig der 

landkreis bekam und das andere das land.

wo führte das alles hin? was waren die folgen davon? ich will das ergeb-

nis und ein paar streitpunkte nennen:

das ergebnis war, dass das bruttoinlandsprodukt in der ddr 1991 im 

vergleich zu 1990 um vierzig prozent sank. wir haben jetzt gerade in-

folge der finanzkrise einen rückgang des wirtschaftswachstums um fünf 

prozent erlebt. einen echten wohlstandsverlust hat das für die meisten 

nicht bedeutet. aber ein rückgang von vierzig prozent ist gewaltig. hin-

zu kam, dass dann auch noch die sowjetunion zusammenbrach und die 

märkte osteuropäischer länder, von denen man sich viel für die künftige 

entwicklung der ostdeutschen wirtschaft versprochen hatte, als export-

märkte mehr oder weniger wegbrachen.

Zum umtauschkurs: nachdem gegen die empfehlung der bundesbank 

und des sachverständigenrats die entscheidung für eine währungsunion 

gefallen war, schlug die bundesbank einen umtauschkurs von 2:1 vor, 

was sie ökonomisch großzügig fand, denn der eigentliche umtauschkurs 

hätte günstigstenfalls bei 4:1, wahrscheinlich eher zwischen �:1 und  

7:1 gelegen.

als die bundesbank den umtauschkurs von 2:1 vorschlug, explodierte  

die Zahl der übersiedler und es gab demonstrationen. daraufhin musste 

die bundesregierung unter helmut kohl extrem schnell – nach meiner 

erinnerung waren es stunden, vielleicht auch ein, zwei tage – den um-

tauschkurs festlegen. sie hat sich im prinzip für einen umtauschkurs  

von 1:1 entschieden, auch wenn es im lauf des weiteren verfahrens 

noch veränderungen und differenzierungen gab. im ergebnis war der 

kurs, wenn man es genau betrachtet, 1,8:1 und damit gar nicht so weit 

weg vom bundesbankvorschlag, aber für die normalen einkommen war 

es ein kurs von 1:1. 

die grundbücher waren zentral gelagert in räumen, in denen sie ver-

moderten. und die rechtskonstruktion der ddr hatte sich mit der ein-

führung des Zivilgesetzbuches in der ddr in den siebziger jahren nach 

französischem recht gerichtet. ein alter deutscher rechtsgrundsatz,  

der in der bundesrepublik weiterhin gültig war, besagt, dass es kein 

getrenntes eigentum von grund und boden einerseits und der immobilie 

andererseits geben darf. im französischen recht und damit eben auch  

in der ddr galt dagegen, dass das grundstück einer person, aber das 

haus einer anderen gehören kann. das hat es enorm erschwert, inves-

titionen in gang zu bringen, unabhängig von den rechtlichen grund-

fragen.

die vermögensfragen anzugehen, war extrem kompliziert. deswegen 

sind sie in diesem vertrag auch nicht abschließend geregelt worden.  

aber es gab eine sogenannte gemeinsame erklärung zur regelung offe-

ner vermögensfragen vom 15. juni 1990, an der ich selbst mit verhan-

delt habe, die die richtung anzeigte. denn ohne eine antwort auf die 

vermögensfragen konnte es keinen vernünftigen weg in eine währungs- 

und wirtschaftsunion geben.

Junge Führungskräfte diskutierten auf der Dachterrasse der Akademie der Konrad-
Adenauer-Stiftung in Berlin mit den Referenten über die Zukunftsperspektiven der 
„Jungen Länder”.
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das war zwar eine gute nachricht für die bürger, aber eine sehr schlechte 

nachricht für die ddr-Ökonomie und eine wesentliche ursache für ihr 

wegbrechen, weil es eine dramatische erhöhung der preise von in der 

ddr produzierten gütern bedeutete, die auf dem markt in konkurrenz zu 

den produkten aus dem westen abzusetzen waren.

die folgen dieser entscheidung waren so auch nicht richtig vorherzuse-

hen. das kann man kritisieren, aber ich will an einem anderen beispiel 

deutlich machen, wie groß die unkenntnis in manchen bereichen einfach 

war: als die treuhandanstalt, die den privatisierungsprozess durchführen 

sollte, ihre arbeit aufnahm, gab es noch im sommer 1990 einen streit 

über die frage, was wir mit den erwarteten erlösen der treuhandanstalt 

aus der privatisierung des ddr-volksvermögens machen sollten. Zur 

treuhandanstalt gehörten anfänglich 8.400 unternehmen. im Zuge von 

entflechtungen, ausgründungen und abspaltungen gingen daraus 23.500 

unternehmen hervor. in achtzig prozent der fälle gingen die privatisier-

ten objekte auf mittelständische erwerber über.

im streit um die veräußerungserlöse war die position der ddr-delega-

tion, der ich auch angehörte, dass die erlöse aus dem wirken der treu-

hand der ddr-bevölkerung zugute kommen müssten. schließlich stamm-

ten sie aus dem vermögen der werktätigen der ddr, die es mit ihrer 

hände arbeit erwirtschaftet hatten. die position der bundesregierung 

unter führung von theo waigel war ganz entgegengesetzt. die erlöse 

sollten nach seiner auffassung in den bundeshaushalt fließen, aus dem 

heraus ja der gesamte haushalt der ddr finanziert wurde. die länder 

stellten nochmals eigene ansprüche.

man stritt sich um einen gewinn, den man auf rund 150 milliarden dm 

schätzte. doch die besten köpfe westdeutschlands, die klügsten Öko-

nomen und auch die unerfahrenen politisch verantwortlichen in der ddr 

haben sich dabei gewaltig verschätzt. das ergebnis nach abwicklung der 

treuhandarbeit war ein verlust von ungefähr 250 milliarden dm. 

ich rede jetzt nicht von schätzungen aus der Zeit vor 1989. ich rede 

nicht über statistiken, dass die ddr angeblich die zehntgrößte volkswirt-

schaft der welt sei, etwa in der größenordnung von kalifornien. das war 

ende der achtziger jahre gemeingut der westdeutschen ddr-forschung. 

nein, ich rede von schätzungen und analysen aus der Zeit nach 1989, 

während der verhandlungen zum einigungsprozess. sie beinhalteten eine 

totale fehleinschätzung des volksvermögens der ddr und des wertes, 

den man mit der privatisierung erzielen könne, wie sich schnell heraus-

stellte.

weswegen sage ich das? es gibt eben situationen, in denen man – jetzt 

kommt ein sehr wichtiger punkt – sich trotz sehr heterogener meinun-

gen, selbst unter experten, und vieler unklarheiten um sachverhaltsauf-

klärung bemühen muss. es ist und bleibt aufgabe der politik, auf dieser 

grundlage dann eine verantwortbare entscheidung zu treffen. selbst, 

wenn sich die entscheidung im nachhinein als falsch herausstellen sollte, 

gibt es situationen, in denen es trotzdem richtig war, diese entscheidung 

so und nicht anders zu treffen.

georg milbradt, der von 1990 bis januar 2001 finanzminister von sach-

sen war und später sächsischer ministerpräsident wurde, hat auf vor-

behalte gegen einzelne entscheidungen sinngemäß einmal gesagt:  

einverstanden, bei der nächsten wiedervereinigung in unserem land 

machen wir den fehler nicht wieder.

natürlich wurde der wiedervereinigungsanspruch vor 1989 hoch ge-

halten. gerade in der cdu war das Ziel, an der deutschen einheit fest- 

zuhalten, kerngut jeder sonntagsrede. aber es gab so gut wie über-

haupt keine operativen vorbereitungen. dafür haben wir es gar nicht so 

schlecht gemacht.

nachdem der erste staatsvertrag fertig war, nachdem sich abzeichnete, 

dass der einigungsprozess eine frage von monaten und nicht von jahren 

sein würde, nachdem sich auch abzeichnete, dass der 2+4-prozess 

schneller als erwartet sein Ziel erreichen würde, stellte die deutsche 

soziale union ab dem 17. juni 1990 in jeder sitzung der volkskammer 

einen antrag auf sofortigen beitritt ohne bedingungen. 

lothar de maizière musste zwei-, dreimal sogar mit seinem rücktritt 

drohen, um das zu verhindern. er begründete dies damit, dass die äuße-

ren aspekte der deutschen einheit noch nicht geregelt seien und dass 

auch die konkreten bedingungen für einen beitritt noch nicht feststün-

den, so dass es also keine berufungsgrundlage oder bindende verspre-

chungen gebe, auf die man später hätte pochen können. deswegen 

bräuchten wir auf jeden fall einen einigungsvertrag, um die position der 

ostdeutschen bürger für die Zeit danach zu verbessern. wer dies durch 
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einen bedingungslosen Beitritt gefährde, leiste den Interessen der Ost-

deutschen einen Bärendienst.

Der anhaltend starke Druck und die Ungeduld vieler Menschen haben  

den Prozess weiter beschleunigt. Am 31. August 1990 wurde dann schon 

der Einigungsvertrag im Kronprinzenpalais unterzeichnet. Er regelte die 

inneren Aspekte der staatlichen Wiedervereinigung jenseits der Wirt-

schafts-, Währungs- und Sozialfragen. Dazu gehörten auch so schwierige 

Fragen wie die nach der Anerkennung von Bildungsabschlüssen, nach  

Art und Umfang der Personalübernahme, nach der Einführung des sons-

tigen Rechtssystems. Auch der Paragraph 218 war ein sehr schwieriges 

Thema bis zum Schluss. Hinzu kamen Fragen nach dem Umgang mit den 

Stasibehörden.

Ich will gerne noch ein wenig über Finanzielles reden. Nachdem Lothar 

de Maizière die Regierung übernommen hatte, hat er sich natürlich 

umgehend mit der Kassenlage vertraut gemacht. Er musste zum Beispiel 

feststellen, dass er keine Einnahmen hatte, um die öffentlich Bedienste-

ten zu bezahlen. Deshalb musste sein Finanzminister Romberg bei sei-

nem West-Kollegen Waigel anrufen und um schnelle Überweisung von 

rund 2,4 Milliarden DM bitten, um die Soldaten, Polizisten, Lehrer, die 

Leute, die die Abwasseranlagen betreiben, die Busfahrer und so weiter  

zu bezahlen. Romberg musste dabei eingestehen, dass er nicht wisse, 

wann, wie und ob überhaupt die DDR-Regierung den Betrag zurückzahlen 

könne.

Auf welcher Grundlage auch immer: Das Geld wurde gezahlt. Es hat 

dafür im Bundestag eine sehr große Zustimmung gegeben, ohne dass – 

ich habe gesagt, dass Parallelen zur jetzigen Zeit rein zufällig und nicht 

beabsichtigt sind – ein Konsolidierungsprogramm und Rückzahlungen 

verlangt wurden und ohne dass klar war, wie lange der deutsche Eini-

gungsprozess dauern würde. Eine gewaltige Entscheidung.

Nach dem Zustandekommen der deutschen Einheit hat der Bund für 

entsprechende Transferzahlungen bis 1994 den sogenannten Fonds 

„Deutsche Einheit” errichtet. In diesen Fonds sind insgesamt rund 82 

Milliarden Euro geflossen, davon 40 Prozent an die Kommunen. Danach 

hat man die ostdeutschen Länder in das System des gesamtdeutschen 

Länderfinanzausgleichs integriert. Damit die westdeutschen Länder nicht 

zu viel zahlen müssen, gab es zusätzlich eine Bundesergänzungszuwei-

sung, ohne dass ich hier weiter ins Detail gehen möchte.

Zur Tilgung der bisher aufgelaufenen Schulden, hat man einstimmig 

beschlossen, den sogenannten Erblastentilgungsfonds zu gründen. Die 

bisherigen Zahlungen und die Verluste der Treuhand bildeten zusammen 

diese Erblast, eine Erblast, die, wenn sie so wollen, in vierzig Jahren  

DDR aufgelaufen ist. Und diese Erblast wollten wir in dreißig Jahren als 

eine Generationenaufgabe abbauen. Zur Finanzierung dieser Erblast 

wurde ein Steuerzuschlag eingeführt, nämlich der Solidaritätszuschlag. 

Der Solidaritätszuschlag war in seinem Beginn also nie für den Aufbau 

Ost gedacht. Der Anspruch war vielmehr, mit einer solidarischen Leistung 

innerhalb von dreißig Jahren die Schulden der DDR und die Schulden  

des Einigungsprozesses, wenn man so will, abzutragen. Eigentlich ein 

sehr gutes und solidarisches Konzept. Das ist auch die innere Rechtfer-

tigung dafür, warum die Menschen in den ostdeutschen Ländern daran 

mit zahlen. Wir haften sozusagen gemeinsam für die Vergangenheit. 

Hätte man es so gelassen, hätte es sehr viel Streit über den Solidaritäts-

zuschlag nie gegeben.

Es war übrigens der Finanzminister Lafontaine, der den Erblastentil-

gungsfonds aufgelöst hat und in den allgemeinen Bundeshaushalt ein-

gegliedert hat, und zwar aus einem ganz einfachen Grund: zur Verbesse-

rung seiner Schuldenquote im Blick auf Artikel 115 des Grundgesetzes. 

Um bei der Aufstellung des Bundeshaushaltes nach der Regierungsüber-

nahme von Rot-Grün 1998/1999 etwas mehr Schulden aufnehmen zu 

können, hat er das ganze Konzept der inneren Rechtfertigung für den 

Solidaritätszuschlag und den Erblastentilgungsfonds mit einem Feder-

strich ausgelöscht. Ich will auch hier aus Zeitgründen nicht in die Details 

gehen. Gedacht war es aber als Solidarität für die Vergangenheit und als 

Haftung dafür. Nun entstand der Eindruck, dass es sich um Solidarität für 

die Gegenwart und die Zukunft handelte.

 

Der Solidarpakt I hat den Fonds „Deutsche Einheit” abgelöst, er wiede-

rum wurde vom Solidarpakt II abgelöst. Ich hatte damals die Ehre, 

zunächst als Chef der Staatskanzlei, dann als sächsischer Finanzminister, 

eine Art führende Rolle auf Seiten der ostdeutschen Länder bei der 

Ausverhandlung dieses Solidarpaktes zu übernehmen. 

Der Solidarpakt II ist bis 2019 befristet. Es ist aber nicht nur der Solidar-

pakt befristet, sondern sämtliche Ausgleichsysteme allgemeiner Art im 

Bund-Länder-Finanzsystem. Wenn man sich nicht einigt, gibt es keinen 
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finanziellen ausgleich mehr. dann ist jeder auf seine eigenen steuerein-

nahmen angewiesen. Zu verhandeln ist ein ausgleichssystem, das dreißig 

jahre nach dem jahr 1989 – eine generation nach der friedlichen revolu-

tion – unter berücksichtigung der ökonomischen, politischen, mentalen 

und sozialen lage nicht nur der ostdeutschen, sondern aller länder den 

kriterien der solidarität entspricht und zugleich eine anreizwirkung hat.

das hört sich lange an. es sind aber eigentlich nur noch acht jahre. es 

liegt an ihnen, es ist das thema ihrer tagung sich darüber gedanken zu 

machen, wie es danach weitergehen wird. herzlichen dank.



ostdeutschlands  
wirtschaft: arbeit, innovation, 
unternehmertum
 

Hans-Jürgen Wagener

wirtschaftsentwicklung ist ein pfadabhängiger prozess. das 

heißt, die Zukunftsperspektiven der ostdeutschen wirtschaft 

hängen unter anderem von bedingungen, strukturen, ein-

stellungen und verhaltensweisen ab, die sich in der vergan-

genheit herausgebildet haben. Zwei ereignisse sind hier in 

besonderer weise prägend gewesen: vierzig jahre sozialis-

tische planwirtschaft und die transformation in eine soziale 

marktwirtschaft, die mit der währungs-, wirtschafts- und 

sozialunion (wws) vom 1. juli 1990 ihre für ostdeutschland 

typische gestalt erhalten hat. das erbe der kommunisti-

schen periode wird im folgenden nur en passant erwähnt. 

die wws-union allerdings hat die wirtschaft ostdeutsch-

lands nicht nur für die letzten zwei jahrzehnte tiefgehend 

geprägt, ihr einfluss wird auch in Zukunft noch spürbar sein. 

welches waren die wichtigsten maßnahmen dieses vertrags 

zwischen der ddr und der bundesrepublik, der die wieder-

vereinigung vom 3. oktober 1990 praktisch vorweg genom-

men hat und im einigungsvertrag deshalb seine ergänzung 

fand?
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die währungsunion brachte zum 1. juli 1990 die d-mark nach ost-

deutschland. das war ein segen. er hatte allerdings einen preis. dabei 

denke ich gar nicht so sehr an die fast unlösbare aufgabe, einen adäqua-

ten und akzeptablen umrechnungskurs zu finden, als vielmehr an die 

tatsache, dass mit dem wegfall der eigenen ostdeutschen währung auch 

das wirtschaftspolitische instrument der wechselkurspolitik fortgefallen 

ist. damit lassen sich auf relativ einfache weise korrekturen vornehmen, 

wenn sich die exportkosten im internationalen wettbewerb als zu hoch 

erweisen. die augenblickliche krise griechenlands, für das als mitglied 

des euroraumes das gleiche gilt, hat das noch einmal ins bewusstsein 

zurückgerufen. die wirtschaftspolitische alternative, nämlich flexible  

(und zwar nach unten flexible) löhne, stößt häufig auf widerstand, auch 

wenn sich im endergebnis keine großen unterschiede ergeben. auch das 

lehrt griechenland wieder.

die wirtschaftsunion machte aus den beiden teilen deutschlands einen 

wirtschaftsraum, einen einheitlichen markt. wenn wir von internationa-

ler wettbewerbsfähigkeit sprechen, dann wurde daraus im fall der ddr 

faktisch nach dem 1. juli und formell nach dem 3. oktober 1990 zu 

einem großen teil eine interregionale wettbewerbsfähigkeit, d.h. es geht 

darum, auf beiden teilmärkten unter gleichen bedingungen mit west-

deutschen produkten zu konkurrieren. der binnenhandel ist voll libera-

lisiert, der außenhandel, soweit er sich innerhalb des gemeinsamen 

markts der eu abspielt, ebenso, und soweit er die eu-außengrenzen 

überschreitet, unterliegt er den vorschriften der eu. mit anderen worten, 

am 1. juli 1990 fand die erste osterweiterung der eu statt, allerdings 

ohne jegliche übergangsfristen. Zwar spricht der vertrag über die wws-

union noch von einem schrittweisen übergang. doch das ist nie spezifi-

ziert worden und war mit dem einigungsvertrag hinfällig. für die ostdeut-

sche wirtschaft bedeutete die integration in den westdeutschen markt 

und in den eu-markt den fortfall der möglichkeit, sich durch außenwirt-

schaftspolitik, d.h. vor allem durch Zölle, vor der übermächtigen west-

lichen konkurrenz zu schützen. 

das dritte element, die sozialunion, enthielt sozusagen die Zusicherung, 

dass sich die sozialen leistungen in ostdeutschland möglichst rasch an 

das westdeutsche niveau anpassen werden. das impliziert zwar nicht, 

dass sich auch das einkommensniveau entsprechend entwickelt, wurde 

aber von der ostdeutschen bevölkerung wie von der westdeutschen 

politik so verstanden; man sprach von einer raschen „angleichung der 

lebensverhältnisse”. die folge waren erhebliche lohnsteigerungen im 

jahr 1990 und in den ersten darauf folgenden jahren. damit haben wir 

die faktoren zusammen, die zum Zusammenbruch der ostdeutschen 

industrie und damit zu einer gewaltigen arbeitslosigkeit geführt haben: 

fehlender außenwirtschaftlicher schutz und löhne, die in keinem verhält-

nis zur produktivität der wirtschaft standen. 

natürlich steht am beginn der ostdeutschen wirtschaftsentwicklung unter 

der ägide der sozialen marktwirtschaft erst einmal das erbe der sozialis-

tischen wirtschaftsordnung, die eine für diese bedingungen ungeeignete 

struktur aufwies und deren produktivität weit hinter das westliche niveau 

zurückgefallen war. doch in einer ähnlichen situation befanden sich auch 

die übrigen transformationsländer, in denen jedoch keine vergleichbare 

deindustrialisierung stattfand. hier fielen die reallöhne am beginn der 

transformation um bis zu einem drittel. hier halfen Zoll- und wechsel-

kurspolitik der industrie zu überleben. der beitritt zur eu fand nicht im 

ersten, sondern im fünfzehnten jahr der transformation statt. inwieweit 

ähnliche strategien auch für ostdeutschland offen gestanden hätten, ist 

nicht unser thema. 

Hans-Jürgen Wagener, Europa-Universität Viadrina, Frankfurt/Oder (im Vorder-
grund, 4. v.r.), und Tankred Schipanski MdB (ihm gegenüber, 2. v.r.) im Gespräch 
mit den Teilnehmern.
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deutschland seinen anteil abbekommen und wird ihn auch in Zukunft 

behalten. neue großkonzerne von ostdeutschem boden aus zu schaffen, 

ist nicht grundsätzlich unmöglich, würde aber eine längere anlaufzeit 

benötigen. aus dem erbe des sozialismus sind solche unternehmen nicht 

erhalten. 

folglich ist die unternehmensstruktur der region durch mittlere und klei-

ne betriebe gekennzeichnet. diese basis zu verbreitern, bedarf es einer 

eigenen unternehmerschicht. und hier haben wir zumindest in der aus-

gangssituation ein problem. menschen mit unternehmerischen fähigkei-

ten und ambitionen haben über die letzten sechzig jahre das land rich-

tung westen verlassen – fabrikanten und kaufleute als reaktion auf die 

verstaatlichungen, bauern als reaktion auf die kollektivierung, leute 

mit eigenen vorstellungen ganz allgemein als reaktion auf die staatliche 

bevormundung und nach der Öffnung der grenzen vor allem junge leute, 

die im westen bessere entwicklungschancen vermuteten. diese ost-west 

wanderung von mehr als fünf millionen menschen war ein ungeheurer 

aderlass an unternehmerischem talent. angesichts dessen ist es wirklich 

erstaunlich, dass vor allem die mittleren und kleinen betriebe in ost-

deutschland aufblühen und ein beachtliches wachstum an den tag legen. 

unternehmerische initiative wächst nach, doch die basis dafür ist nicht 

sehr breit. die bereitschaft, selbständig tätig zu werden und risiken ein-

zugehen, wurde vom sozialistischen sozialisierungsmodell nicht gerade 

gefördert.

der schlagartige Zusammenbruch der industrie am beginn der neuen  

ära ist eine tatsache. 1989 produzierte das verarbeitende gewerbe in 

ostdeutschland 45 prozent der bruttowertschöpfung des landes, 1991 

waren es nur noch vierzehn prozent. in der landwirtschaft spielte sich 

das gleiche ab: ein rückgang des anteils an der bruttowertschöpfung 

von zehn prozent auf drei prozent. von den ursprünglich etwa vier millio-

nen arbeitsplätzen der treuhandunternehmen konnten dank umfang-

reicher subventionen bei der privatisierung ca. 1,5 millionen mit beschäf-

tigungsgarantien gesichert werden. mit diesen handicaps musste ost-

deutschland fertig werden. auch wenn die arbeitslosigkeit im osten noch 

immer fast doppelt so hoch wie im westen ist, können wir heute sagen: 

es ist in den abgelaufenen zwanzig jahren weitgehend damit fertig ge-

worden – zugegeben mit substantieller hilfe aus dem westen. jeder 

beschäftigte der ostdeutschen wirtschaft hat zu beginn der transformati-

on etwa 35 prozent seines westlichen kollegen produziert, heute sind  

es achtzig prozent. und die verbleibende lücke ist zu einem teil darauf 

zurückzuführen, dass die Zentralen und forschungsabteilungen der 

großen, in beiden teilen deutschlands operierenden unternehmen im 

westen liegen.

wenden wir uns jetzt den Zukunftsperspektiven zu, dann sei gleich zu 

beginn einschränkend gesagt, dass Ökonomen sich mit ihren vorhersa-

gen häufig irren. das ist weniger ihrer unfähigkeit als der großen kom-

plexität der materie zuzuschreiben. die künftige wirtschaftsentwicklung 

wird zum einen von der ausgangssituation bestimmt, zum anderen von 

der entfaltung der fundamentalen wachstumsfaktoren. das sind unter-

nehmertum, innovation und die entwicklung des humankapitals.

natürlich wäre es denkbar, ostdeutschland als verlängerte werkbank 

westlicher unternehmen zu sehen. dann bedürfte es keiner originären 

unternehmerklasse, die innovativ neuen produkten, neuen verfahren 

oder neuen marktstrategien zum durchbruch verhilft. westliches manage-

ment und westliches know-how würden sich der vorhandenen kapazitä-

ten bedienen. das tun sie allerdings nur dann, wenn diese kapazitäten 

besonders kostengünstig angeboten werden. das ist in ostdeutschland 

nicht der fall und bald auch in ostmitteleuropa nicht mehr. die lohn- 

kostenvorteile süd- und ostasiens lassen da keine konkurrenz zu. nun 

sind die lohnkosten nicht das einzige argument bei der standortwahl. 

die produktionsstätten großer westdeutscher und internationaler unter-

nehmen sind normalerweise regional breit gestreut. davon hat ost-
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aus der unternehmensstruktur, aber auch aus der transformation sozia-

listischer staats- in kapitalistische privatbetriebe, folgt ein gewisses inno-

vationsdefizit der neuen bundesländer. die sozialistischen länder waren 

ganz allgemein nicht als besonders innovativ bekannt, auch nicht die 

ddr. der Zusammenbruch der industrie und die organisatorische umge-

staltung haben dann aber zu einem massiven abbau der forschungs-  

und entwicklungskapazitäten geführt. und mittlere und kleine unterneh-

men können sich keine umfangreichen abteilungen für forschung und 

entwicklung (f&e) leisten. die folge sind f&e-aufwendungen, die pro 

arbeitskraft im osten weniger als die hälfte des westdeutschen niveaus 

ausmachen. dabei schneiden die „alten” industrieregionen im süden, 

sachsen und thüringen, erheblich besser ab als die nördlichen bundes-

länder brandenburg, sachsen-anhalt und mecklenburg-vorpommern.  

ein ähnliches nord-süd-gefälle treffen wir auch in westdeutschland an. 

eine gewisse kompensation findet über den öffentlichen sektor statt,  

der forschungskapazitäten aufrecht erhält. und weiter ist zu berücksich-

tigen, dass sich das innovationspotenzial kleinerer unternehmen statis-

tisch schlechter erfassen lässt als in großunternehmen, wo die entspre-

chenden aufwendungen personell und materiell klarer identifiziert werden 

können. 

so kommt es zu der erstaunlichen tatsache, dass die innovationsleis-

tung, die Zahl der betriebe mit innovativen produkten, im osten kaum 

hinter dem westen hinterherhinkt. hier zeigt sich klar die auswirkung  

der durch die wws-union vorgegebenen transformationsstrategie: hohe 

löhne haben nur einer high-tech-strategie für die reindustrialisierung 

ostdeutschlands eine chance gelassen. betriebe mit niedriger produkti-

vität sind vom markt verschwunden. im verarbeitenden gewerbe war 

wachstum nur über hoch produktive prozesse und innovative produkte zu 

erzielen. dieses wachstum wurde auch erzielt, doch auf grund des 

anfänglich geringen anteils der industrie an der bruttowertschöpfung hat 

sich das nicht spürbar auf das gesamtwirtschaftliche wachstum ost-

deutschlands ausgewirkt. der unterschied in der gewählten strategie zu 

den übrigen transformationsländern in ostmitteleuropa ist augenfällig. 

dort hat man mit niedrigen löhnen sehr viel mehr alte, weniger produk-

tive kapazitäten erhalten können. erst die im laufe der jahre erfolgten 

lohnsteigerungen machen auch dort den übergang zu einer high-tech-

strategie erforderlich.

der Zusammenbruch der alten industrie, die kleinbetriebliche struktur 

der neuen industrie und das verhältnismäßig hohe kostenniveau haben 

dazu geführt, dass die wirtschaft ostdeutschlands fast ganz von den 

internationalen märkten verschwunden ist. in den 1990er jahren betrug 

die exportquote, d.h. der anteil der exporte an der bruttowertschöpfung, 

weniger als zehn prozent. da waren die übrigen transformationsländer  

in ostmitteleuropa, allen voran die tschechische republik, die slowakei 

und ungarn, sehr viel erfolgreicher. ihnen gelang es dank kostenbeherr-

schung und günstiger wechselkurse, ihren außenhandel von den come-

con-ländern nach westen umzuorientieren und im laufe der Zeit erheb-

lich zu steigern. inzwischen liegt die exportquote der drei genannten 

länder bei etwa siebzig prozent, während sie in ostdeutschland auf 

etwas über zwanzig prozent gestiegen ist. man sollte freilich nicht ver-

gessen, dass in der außenhandelsstatistik die lieferungen aus den neuen 

in die alten bundesländer nicht als export gerechnet werden, so dass wir 

leider nicht über eine echte vergleichszahl verfügen. es ist aber deutlich, 

dass die exportleistung der ostdeutschen unternehmen noch weit hinter 

der leistung der westdeutschen unternehmen zurückliegt. manchmal 

bringt das auch vorteile wie z.b. in der jüngsten wirtschaftskrise, als sich 

der einbruch beim export sehr viel weniger dramatisch auf die ostdeut-

sche wirtschaft auswirkte.

das hohe bildungsniveau, die ausstattung mit humankapital galten lange 

Zeit als herausragende eigenschaft der ostdeutschen oder allgemein der 

ostmitteleuropäischen wirtschaften. die hohe arbeitslosigkeit hat einige 

Zweifel darüber aufkommen lassen, ob die vorhandenen Qualifikationen 

immer einer modernen, wissensbasierten wirtschaft entsprachen. die 

abwanderung in den westen hat darüber hinaus zu einer verknappung 

des angebots geführt. dieses angebot wird auch in Zukunft knapp blei-

ben und zwar aus demographischen gründen. ostdeutschland ist keines-

wegs so jung, wie es die gelegentliche bezeichnung „junge bundeslän-

der” im gegensatz zu den „alten” glauben machen möchte. eine anpas-

sung des reproduktionsverhaltens an westliche muster nach der wende 

brachte einen einbruch der geburten anfang der 1990er jahre mit sich, 

die erwähnte abwanderung in den westen erfasst vor allem jüngere 

menschen, und schließlich sind im osten die kinderreichen bevölkerungs-

gruppen mit migrationshintergrund im vergleich zum westen erheblich 

unterrepräsentiert. nach der wende haben die neuen bundesländer nicht 

mehr die jüngste bevölkerung in deutschland wie zuvor, sondern die 

älteste.



28 29

was das Qualifikationsniveau der allerdings schrumpfenden bevölkerung 

im arbeitsfähigen alter betrifft, so braucht man sich keine allzu großen 

sorgen zu machen. das lehrstellenangebot ist im verhältnis zur Zahl der 

erwerbstätigen größer als im westen. der anteil der abiturienten unter 

den schulabgängern ist höher, der anteil der studienanfänger ebenso. 

vor allem wenn man den sonderfall berlin ausklammert, dann ist diese 

günstige situation auch folge der erwähnten tatsache, dass die bildungs-

fernen schichten der Zuwanderer aus asien und afrika im osten schwä-

cher vertreten sind. 

so lässt sich mit einigem recht erwarten, dass sich die arbeitslosigkeit in 

relativ kurzer Zeit „auswächst”. die schwer vermittelbaren langzeitar-

beitslosen rücken ins rentenalter vor, und eine qualifizierte jugend findet 

passende jobs. es wird sich sehr viel eher die frage stellen, ob eine 

expandierende wirtschaft auf ein ausreichendes arbeitsangebot trifft. ist 

das nicht der fall, und das ist wahrscheinlich, dann braucht es anreize, 

um weitere abwanderung zu verhindern und eine mögliche Zuwanderung 

zu fördern. mit anderen worten, die noch verbliebenen lohnunterschiede 

zwischen ost und west werden verschwinden.

vor einigen jahren wurde in der politik, aber auch in der wissenschaft, 

die gefahr an die wand gemalt, der osten könne deutschlands mezzo-

giorno werden, d.h. eine region ohne eigene wirtschaftliche initiative, 

der auch großzügige subventionen nicht auf die sprünge helfen, die nach 

produktivität und einkommen weit hinter den hoch entwickelten regionen 

des landes zurückbleibt. ein erster blick in die statistik mag diesen ein-

druck bestätigen: brandenburgs nordosten produzierte 2007 pro kopf 

nur 4� prozent des niveaus von oberbayern, kalabrien 49 prozent der 

lombardei. solche regionalen produktivitätsunterschiede sind aber „nor-

mal”, wir treffen sie in frankreich oder großbritannien in gleichem um-

fang an. 

was den mezzogiorno vor allem ausmacht, ist die geschlossene groß-

region von der campagna bis sizilien mit eigener mentalität und eigenen 

verhaltensweisen, die auch nach jahrzehnten intensiver wirtschaftspoli-

tischer bemühungen nicht zum norden aufschließt. Ökonomisch ist daran 

vor allem die niedrige beschäftigungsquote schuld, d.h. der anteil der 

beschäftigen in der altersgruppe von 15 bis �4 jahren. sie betrug 2007 

in kalabrien 45 prozent, in der lombardei �7 prozent. der unterschied 

zwischen brandenburgs nordosten (�8 prozent) und oberbayern  

(74 prozent) fällt sehr viel niedriger aus, und er wird, wie zu erwarten, 

bald verschwinden. ob die am höchsten entwickelten regionen ost-

deutschlands mit ihrer produktivität und ihrem wohlstand je zu ober-

bayern aufschließen, mag man in frage stellen. und der nordosten 

brandenburgs oder mecklenburg-vorpommern werden wohl regionen  

mit bescheidener wirtschaftstätigkeit bleiben. aber ein mezzogiorno wird 

aus ostdeutschland nicht. diese großregion weist eine differenzierte 

struktur auf mit industriellen kernen, die sich weiter entwickeln, und 

eher ländlichen regionen. der aufholprozess mag langsamer erfolgt sein, 

als das mancher erhofft hatte. er hat die lücke zwischen ost und west 

bei vielen indikatoren aber schon weitgehend geschlossen und er schrei-

tet weiter voran.

zuSAmmEnfASSunG DEr rounD-tAblE-DiSKuSSion 
Franziska Schwarzmann, JONA-Stipendiatin 
 
jede prognose beginnt mit einer analyse der vergangenheit: kenn-
zeichnend für alle ostdeutschen bundesländer ist die zusammengebro-
chene industriestruktur und eine kleinbetriebliche gewerbearchitektur. 
unerlässlich für die entwicklung der ostdeutschen länder scheinen drei 
faktoren: die ansiedlung einer unternehmerschicht, die innovation 
fördert und gleichzeitig humankapital, also qualifizierte arbeitskräfte, 
anlockt und ausbildet. alle drei faktoren bedingen sich zwar gegensei-
tig. doch potenzial steckt in jedem, die entwicklung in richtung einer 
positiven spirale anzustoßen: 
 
unternehmerschicht 
 
aufgrund der massiven abwanderung qualifizierter arbeiter ist kei- 
ne basis vorhanden, aus der man hoffnung für eine verbreiterung der 
unternehmerschicht schöpfen könnte. es gibt allerdings gute lehr-
möglichkeiten, um in der nächsten generation viele qualifizierte arbei-
ter auszubilden. das problem wird allerdings in hohem maße durch  
den demographischen wandel verstärkt: die Zahl der arbeitsfähigen 
nimmt ab. in diesem demographischen problem könnte aber auch ge-
rade ein schlüssel liegen. aus ökonomischer perspektive wird der fach-
kräftemangel gepaart mit dem gleichzeitig steigenden bedarf zwangs-
läufig zur erhöhung der löhne führen. Zumindest werden sich dann die 
lohnunterschiede in ost und west weitestgehend angleichen. 
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nach dem solidarpakt:  
Öffentliche haushalte und 
schuldendienst – fünf thesen

Karl-Heinz Paqué

i wErKStAtt oSt nAcH AufbAu oSt

Zwanzig jahre nach der wiedervereinigung haben die neuen 

länder in der wirtschaftlichen leistungskraft (gemessen an 

der arbeitsproduktivität) etwa drei viertel des niveaus der 

alten länder erreicht. mit blick auf die schwierige startposi-

tion und die wirtschaftlichen flurschäden des sozialismus  

ist dies ein beachtliches ergebnis, auch im vergleich zu den 

mitteleuropäischen nachbarländern. der verbleibende rück-

stand erklärt sich vor allem aus der noch zu schwachen in-

dustriellen innovationskraft. sie zu verbessern muss in der 

Zukunft das zentrale Ziel der wirtschafts- und standortpoli-

tik sein. also: „werkstatt ost nach aufbau ost”.

ii rücKStAnD DEr StEuErKrAft

einstweilen bleibt durch den rückstand der wirtschaftskraft 

auch ein rückstand der steuerkraft. er fällt sogar überpro-

portional aus, bedingt durch die stets „progressive” wirkung 

des wirtschaftswachstums auf die staatlichen einnahmen.  

er trifft alle neuen länder in ähnlich starkem maße. er trifft 

auch berlin – als vergleichsweise wirtschaftschwache metro-

innovation 
 
das innovationsdefizit könnte mit universitär-betrieblichen forschungs-
gemeinschaften behoben werden. unternehmen mittlerer größe haben 
aufgrund ihrer flexibilität in Zusammenarbeit mit universitäten ein 
weitaus höheres innovationspotenzial als stark hierarchisierte – und 
dadurch rigidere – multinationale konzerne. allerdings bedarf es in  
der aktuellen debatte einer sprachlichen präzisierung: was umgangs-
sprachlich mit einem „mittelständischen betrieb” umschrieben wird, 
entspricht im ostdeutschen kontext bereits einem großen unterneh-

men. 

 

Humankapital

bedingt durch den demographischen wandel wird es in den nächsten 
jahren zu einem massiven mangel an qualifizierten arbeitskräften kom-
men, der sich in lohnsteigerungen für qualifizierte tätigkeiten nieder-
schlagen wird. hier liegt ein möglicher anknüpfungspunkt: wenn  
infrastruktur- und kulturförderungen intensiviert werden, kann das  
gemeinsam mit den höheren löhnen die neuen länder als Zuzugsort  
attraktiver machen – nicht nur für rückwanderer, sondern auch für  
sowohl westdeutsche als auch ausländische Zuwanderer.
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iV DiE ErblASt DES ScHulDEnDiEnStES

vier der fünf neuen länder (und berlin) versäumten es in den frühen 

1990er jahren, konsequent personal abzubauen. sachsen war die aus-

nahme. die folge: sachsen hat auf dauer eine geringere Zinslast und 

dadurch bei ansonsten ähnlicher haushaltsstruktur wie die anderen ost-

deutschen flächenländer einen ausgeglichenen haushalt. es ist also das 

(verdiente) fehlen einer erblast, die den zähen strukturellen vorsprung 

sachsens in der finanzpolitik begründet, und nicht ein vorsprung in der 

wirtschafts- und steuerkraft. provokant formuliert: sachsen ist finanz-

politisch mehr preußen als bayern, und wird es auf absehbare Zeit  

bleiben.

V nAcH DEm SoliDArpAKt

der solidarpakt läuft 2019 aus. damit entfallen die sogenannten sobeZ 

(„sonderbedarfsbundesergänzungszuweisungen”). sie sollten zwei ost-/

west-lücken schließen: den rückstand in der infrastruktur (durch inves-

titionen!) und den rückstand in der kommunalen finanzkraft (durch Zu-

weisungen an die kommunen!). der rückstand in der infrastruktur ist 

weitgehend beseitigt, der in der kommunalen finanzkraft dagegen noch 

nicht. solange dies so ist, bleiben die neuen länder auf den finanzaus-

gleich angewiesen, noch stärker als die finanzkraftschwachen alten 

länder. allfällige (und notwendige) reformen des finanzausgleichs müs-

sen dies berücksichtigen.

Karl-Heinz Paqué, Otto-von-Guericke-Universität, Magdeburg.

pole, auch eine spätfolge der deutschen teilung. der rückstand der 

steuerkraft ist ohne wachstum nicht zu beseitigen. durch weitere ab-

wanderung wird er noch verschärft. der schlüssel zur stärkung der 

steuerkraft liegt allein bei der wirtschafts- und standortpolitik.

iii KEin rücKStAnD bEi DEn AuSGAbEn

Zur erfüllung der öffentlichen aufgaben brauchen die neuen länder pro 

einwohner etwa das niveau der ausgaben der strukturschwächeren  

alten länder (niedersachsen, rheinland-pfalz, schleswig-holstein). ohne 

grundlegende reformen, die den ländern mehr spielräume zur ausga-

benkürzung bei sozialgesetzen geben, werden die neuen länder außer-

stande sein, dieses niveau zu unterschreiten. weitere bemühungen zur 

senkung der personalkosten im öffentlichen dienst sind nötig, können 

aber das problem allein nicht lösen. dies gilt künftig noch mehr als 

bisher, da die konkurrenz um qualifiziertes personal zunimmt und die 

sparpotenziale begrenzt.
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zuSAmmEnfASSunG DEr rounD-tAblE-DiSKuSSion 
Greta Taubert, freie Journalistin 
 
der aufbau ost ist geglückt. darüber waren sich die teilnehmer der 
diskussionsrunde mit ihrem referenten karl-heinz paqué einig. sie dis-
kutierten im rahmen der veranstaltung „Zukunftsperspektiven der jun-
gen länder” über Öffentliche haushalte und schuldendienst. dabei 
wurde deutlich, dass eine debatte über die finanzielle Zukunftsfähigkeit 
ostdeutschlands nicht ohne die betrachtung der wirtschaftlichen as-
pekte auskommt. im folgenden sollen die wichtigsten erkenntnisse der 
diskussion kurz zusammengefasst werden:  

1.  der osten ist noch immer die „verlängerte werkbank” des westens 
und wird es auch in Zukunft nur schwer schaffen, sich wirtschaftlich 
zu emanzipieren. allerdings gibt es in einzelnen regionen einige 
vielversprechende cluster (beispielsweise in der solar- oder chip-
industrie), die auch auslaufende subventionen überstehen werden.

2.  die neuen länder müssen für die nähere Zukunft die erwartungs-
haltung aufgeben, mit den wirtschaftsstärksten ländern west-
deutschlands zu konkurrieren. eine angleichung an die wirtschafts-
schwächeren länder ist für die ostdeutschen spitzenreiter wie 
beispielsweise sachsen jedoch realistisch. 

3.  das problem der arbeitslosigkeit wird sich in den nächsten jahren 
leicht relativieren. durch abwanderung und demographische ver-
schiebungen besteht bereits jetzt ein facharbeitermangel. bei allen 
daraus resultierenden schwierigkeiten ist positiv zu bewerten, dass 
die einzelnen betriebe dadurch gezwungen sind selbst auszubilden. 
das reduziert öffentliche ausgaben.

4.  mit dem auslaufen des solidarpakt ii wird es für jeden einzelnen  
akteur – von kommunen bis zum land – notwendig, sich noch stär-
ker als bisher um eine geeignete standortpolitik zu bemühen. dabei 
sollten ostdeutsche gebietskörperschaften nicht mehr auf die an-
siedlung von großindustriellen betrieben zielen, sondern durch die 
förderung von innovationen und forschung vor allem für kleine und 
mittelständische betriebe anreize schaffen.

5.  es ist zudem notwendig, eine debatte darüber zu führen, wie in  
Zukunft eine geeignete förderung von clustern aussehen kann. es 
wurde angeregt, statt einer absatzförderung auf eine technologie-
förderung umzusteigen.

�.  das jahr 2019 wird die „stunde null im finanzausgleich”. nicht nur 
die neuen länder müssen dann neue herausforderungen bewältigen. 
es herrschte uneinigkeit darüber, ob es sinnvoll ist, in einer födera-
lismuskommission iii einen neuen länderfinanzausgleich zu konzi-
pieren.



lebenswelt im umbruch:  
strukturwandel und regionale 
entwicklung

Alexander Kubis

ostdeutsche regionen befinden sich auch zwanzig jahre 

nach der herstellung der einheit deutschlands in einem 

anhaltenden prozess des strukturwandels. dieser struktur-

wandel ist durch transformationsbedingte besonderheiten 

gekennzeichnet. Zwar ist die transformation im sinne der 

übernahme marktwirtschaftlicher institutionen längst ab-

geschlossen. in der post-transformationsphase zeigen sich 

allerdings strukturelle besonderheiten, die ihre ursprünge 

teils in der entwicklung im osten deutschlands in der zen-

tralverwaltungswirtschaftlichen entwicklungsperiode und 

teils in den entwicklungsmustern nach dem übergang zur 

marktwirtschaft haben. obwohl die neuen marktwirtschaft-

lichen institutionellen rahmenbedingungen für alle regionen 

in ostdeutschland die gleichen sind, zeigen sich regionale 

unterschiede beim wirtschaftlichen erfolg, d.h. bei wachs-

tum und wohlstand. mit rücksicht auf die räumliche diffe-

renzierung liegt es nahe, nicht mehr nur pauschale verglei-

che der wirtschaftskraft und der dahinter stehenden fak-

toren zwischen ost- und westdeutschland vorzunehmen, 

sondern die unterschiedlichen entwicklungen innerhalb 

ostdeutschlands, etwa in mitteldeutschland, berlin oder  

der thüringer städtekette mit zu berücksichtigen. im fol-
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genden wird auf wichtige aspekte der in der post-transformationsphase 

herausgebildeten sektoral-, funktional- und unternehmensgrößenstruk-

turen sowie den regionalen strukturwandel eingegangen. im anschluss 

wird der demographische wandel thematisiert, der für die künftige wirt-

schaftliche entwicklung in ostdeutschland eine zentrale herausforderung 

darstellt.

SEKtorAlStruKturEn: Von DEr DEinDuStriAliSiErunG 

zur rEinDuStriAliSiErunG

die zentralverwaltungswirtschaftlichen industriestrukturen erwiesen sich 

nach der wende bei der konfrontation mit den bedingungen der welt-

märkte größtenteils als nicht wettbewerbsfähig. im jahr 1990 war der 

kapitalstock der industrieunternehmen im osten deutschlands weitge-

hend obsolet. vor diesem hintergrund praktizierte die politik eine weitge-

hend sachkapitalorientierte wirtschaftsförderung. angesichts anfänglich 

vergleichsweise hoher lohnsteigerungsraten ging ein kapitalintensiver, 

arbeitsplatzsparender reindustrialisierungsprozess vor sich, häufig  

verbunden mit einem outsourcing von unternehmensnahen dienstleis-

tungsfunktionen. dies führte, insbesondere in den 1990er jahren, zu 

einem starken strukturwandel verbunden mit zunächst hohen konver-

genzraten. die beobachtete dynamische entwicklung flachte mit der 

zweiten hälfte der 1990er jahre ab. der anfänglich rasche aufholprozess, 

getragen auch von großen – mit investitionsfördermitteln unterstützten – 

neuansiedlungen, wurde abgelöst durch ein langsameres wachstum,  

das sich kaum vom westdeutschen bruttowertschöpfungswachstum 

unterschied. die produktivität verharrt bei achtzig prozent des westdeut-

schen produktivitätsniveaus. das abflachen der wachstumsdynamik hatte 

allerdings auch strukturelle ursachen. die bauwirtschaft, die zu beginn 

der 1990er jahre zunächst boomte, erlebte später, im Zuge der normali-

sierung des baugeschehens, einen schrumpfungsprozess, wodurch hohe 

steigerungsraten der industriellen wertschöpfung überdeckt wurden. 

ähnliches trifft auf den öffentlichen sektor zu, dessen beschäftigung 

durch starke rückgänge gekennzeichnet war. produktivitätsvorsprünge 

einzelner branchen (landwirtschaft, chemie) wurden lange Zeit vom 

gerade skizzierten rückbau des bausektors überdeckt.

als motor wirtschaftlichen wachstums gelten in der modernen regional-

ökonomik branchencluster. darunter werden räumliche ballungen von 

unternehmen eines wirtschaftszweigs oder von unternehmen mehrerer 

wirtschaftszweige, die miteinander über die wertschöpfungskette ver-

Alexander Kubis, Abteilung Strukturökonomik, Institut für Wirtschaftsforschung 
Halle.

bunden sind, verstanden. Ökonomische vorteile werden insbesondere  

in der verfügbarkeit eines pools spezialisierter arbeitskräfte, in der lo-

kalisierung hochspezialisierter ausrüstungslieferanten, Zulieferer und 

branchenspezifischer infrastruktureinrichtungen in diesen räumlichen 

branchenkonzentrationen und in der erleichterung von innovationsför-

dernden wissens-spillover gesehen. ostdeutschland weist, untersuchun-

gen des instituts für wirtschaftsforschung halle zufolge, einen mangel an 

clusterstrukturen auf, der als ein wesentlicher grund für den schleppen-

den konvergenzfortschritt betrachtet werden kann. 

funKtionAlStruKturEn: mAnGEl An HEADquArtErS

in der regionalökonomik werden regionen mit unternehmenssitzen, an 

denen forschung und entwicklung und andere strategische unterneh-

mensfunktionen angesiedelt sind (auch als Headquarters bezeichnet), 

besonders gute entwicklungsbedingungen attestiert. ostdeutschland  

verfügt kaum über sitze großer unternehmen. nachkriegsbedingt gab es 

eine verlagerung von unternehmenssitzen aus ost- nach westdeutsch-

land. es erscheint wenig wahrscheinlich, dass unternehmen in großer 

Zahl ihre sitze nach ostdeutschland verlagern werden. stattdessen wer-

den sich Headquarterstrukturen eher aus den in ostdeutschland existie-

renden mittelgroßen betrieben heraus, d.h. aus eigener kraft, entwickeln 

müssen. dies verlangt einen entsprechend langen atem. auch ein ein-

stieg in neue technologiezyklen birgt die chance, Headquarters zu eta-

blieren.
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GröSSEnStruKtur DEr inDuStriE: DominAnz KlEinEr 

unD mittlErEr untErnEHmEn

im laufe von vierzig jahren ddr-Zentralverwaltungswirtschaft war ein 

wirtschaftlicher mittelstand weitgehend zerstört worden, damit verbun-

den war ein massiver verlust bei der lokalen unternehmenskultur. statt-

dessen entstanden staatlich gelenkte große industriekombinate. die 

kombinatsstrukturen erwiesen sich unter marktwirtschaftlichen verhält-

nissen als nicht wettbewerbsfähig und wichen einer sehr kleinteiligen, 

mittelständisch geprägten unternehmenslandschaft. ostdeutschland ist 

zwanzig jahre nach dem übergang zur marktwirtschaft geprägt durch 

kleine und mittlere unternehmen, häufig ohne internen forschungs- und 

entwicklungsbereich. auf der anderen seite verfügen die ostdeutschen 

regionen über einen gut ausgestatteten öffentlichen f&e-bereich. Zahl-

reiche fraunhofer- und max-planck-institute in den ostdeutschen regi-

onen legen ein entsprechendes Zeugnis ab. aufgrund dieser besonder-

heit kann eine intensivere vernetzung der unternehmen mit den öffentli-

chen f&e-bereichen voraussetzungen schaffen für wirtschaftlichen erfolg 

in neuen wirtschaftsfeldern (photovoltaik etc.). denn nur auf dem gebiet 

neuer innovativer technologiezyklen besteht die chance, originäre ent-

wicklungspfade zu beschreiten und somit zukunftsfähige, humankapital-

intensive arbeitsplätze in der region zu schaffen bzw. zu erhalten (Win-

dow of local opportunity).

rEGionAlEr StruKturwAnDEl: untErScHiEDE in DEr 

HumAnKApitAlAuSStAttunG

eine analyse der wirtschaftlichen entwicklung ostdeutscher regionen 

zeigt, dass alle ostdeutschen regionen ihre produktivität steigern konn-

ten. in der mehrzahl dieser regionen war allerdings das produktivitäts-

wachstum mit einem rückgang der erwerbstätigenzahl verbunden. in 

einigen ostdeutschen regionen, darunter einer reihe von großen städten 

und regionen im stadtumland, war das produktivitätswachstum auch mit 

einer Zunahme der erwerbstätigenzahlen verbunden. Zu den merkmalen 

des regionalen strukturwandels kann ferner gezählt werden, dass auch 

entlang der modernisierten infrastrukturachsen erfolgreich neue stand-

orte etabliert werden konnten.

unterschiede in der humankapitalausstattung können zu branchenspezi-

fischen vorteilen einzelner regionen führen. magdeburg war lange Zeit 

geprägt durch den schwermaschinenbau (sket). verbunden mit der 

nähe zu wissenschaftseinrichtungen ergab sich hieraus ein standortvor-

teil, der zur profilierung als standort im bereich der erneuerbaren ener-

gien, für den bau von windkraftanlagen (enercon), beitrug. branchen-

spezifische entwicklungspotenziale lassen sich vielfach, im verbund mit 

weiteren standortfaktoren, durch historisch gewachsene fachkräftestruk-

turen in artverwandten branchen erklären. 

in vielen fällen war die wirtschaftliche entwicklung nach dem übergang 

zur marktwirtschaft mit großen strukturellen umbrüchen und beträcht-

lichen schrumpfungen des industriellen sektors verbunden gewesen. 

gerade eine reihe von standorte im norden und osten, die ihre entste-

hung der zentralverwaltungswirtschaftlichen industrialisierungspolitik der 

ddr zu verdanken hatten und stark auf den comecon-markt ausgerich-

tet waren, haben gravierende strukturbrüche im industriellen bereich 

durchlaufen. beispiele sind die halbleiterfertigung in frankfurt (oder), die 

armaturenindustrie in prenzlau und die chemiefaserherstellung in guben. 

allerdings können sich an solchen standorten auch neue entwicklungs-

möglichkeiten auftun, wie die ansiedlung von unternehmen der photovol-

taik-branche in frankfurt (oder) zeigt. 

HErAuSforDErunG DEmoGrApHiE: ExtErnEr ErSAtz-

bEDArf An fAcHKräftEn

eine besondere herausforderung ergibt sich dabei in ostdeutschland 

durch den demographischen wandel. die künftige ostdeutsche entwick-

lung wird durch die in deutschland vor sich gehenden demographischen 

veränderungen beeinflusst, wobei der demographische wandel in den 

ostdeutschen regionen deutlich früher eintritt und transformationsbe-

dingt mit deutlich stärkeren verwerfungen einher geht. ein hauptmerk-

mal der demographischen entwicklung war in der vergangenheit die 

nettoabwanderung von über einer millionen vornehmlich junger men-

schen nach westdeutschland. seit der wiedervereinigung verließen diese 

ostdeutschland in richtung der westdeutschen agglomerationszentren. 

hinzu kommen noch einmal so viele menschen in der direkten wende-

phase 1989/90. auf der anderen seite ist der Zuzug nach ostdeutsch-

land vergleichsweise gering. gerade frauen gehören zu den abgewan-

derten, wovon einige periphere ostdeutsche regionen besonders be-
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der Zentralverwaltungs- zur marktwirtschaft fällt der beobachtete gebur-

tenknick zu beginn der 1990er jahre entsprechend drastisch aus. was 

bedeutet dies für die Zukunft? verbunden mit einem hohen anteil abge-

wanderter junger menschen, fehlen zwanzig jahre nach der wiederverei-

nigung die menschen, welche dem trend einer rapiden überalterung der 

gesellschaft entgegenwirken könnten. vielmehr wird es zu einer zweiten 

schrumpfungswelle infolge des abermaligen drastischen einbruchs der 

absoluten geburtenzahlen kommen. schon heute überwiegt das gebur-

tendefizit den bevölkerungsverlust durch die nettoabwanderung. doch 

noch verlässt die generation, die in den relativ geburtenschwachen jah-

ren des Zweiten weltkriegs zur welt gekommen ist, den arbeitsmarkt. 

der demographische wandel führt demnach neben einer absoluten bevöl-

kerungsschrumpfung zu einer entsprechend rapiden alterung der gesell-

schaft und zu entsprechend strukturellen änderungen.

unter den gegebenen voraussetzungen stellt sich die frage, ob der er-

satzbedarf an fachkräften künftig ausschließlich über entsprechende 

produktivitätssteigerungen gedeckt werden kann. eine zusätzliche mög-

lichkeit bestünde in der attrahierung von studenten aus dem ausland, 

die später – bei erfolgreichem abschluss – eine entsprechende aufent-

halts-/arbeitserlaubnis erlangen könnten. mit den zahlreichen goethe-

instituten sowie der oftmals sehr guten schulischen ausbildung bestünde 

hierfür eine gute ausgangsbasis. Zusätzlich stehen die ostdeutschen re-

gionen unter den bedingungen des skizzierten bevölkerungsrückgangs 

vor der aufgabe, effiziente und „demographiefeste” angebote der da-

seinsvorsorge bereit zu stellen. eine konzentration auf die ober- und 

mittelzentren in der peripherie könnte dabei die stärkung dieser anker-

punkte und somit den erhalt potenzieller entwicklungschancen der be-

treffenden regionen gewährleisten.

weiterführende schriften
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Neue Chance 2011, in: Wirtschaft im Wandel 4/2010, S. 198-204.





troffen sind. lediglich die ostdeutschen wirtschaftsräume mit höherem 

verdichtungsgrad mit einem entsprechend hohen bildungsangebot pro-

fitieren von einem vergleichsweise hohen Zuzug. auf der anderen seite 

wirkte sich diese regionale entwicklung dämpfend in bezug auf das west-

deutsche schrumpfungsszenario bei der bevölkerung aus.

das aufholen eines bis 1990 bestehenden ostdeutschen rückstands von 

drei jahren bei der lebenserwartung sowie deren allgemeiner (deutsch-

landweiter) anstieg von drei jahren innerhalb der letzten zwanzig jahre 

führte in ostdeutschland zu einem anstieg der lebenserwartung von über 

sechs jahren. auch künftig kann erwartet werden, dass die lebenserwar-

tung, dem allgemeinen trend folgend, moderat ansteigt. 

bei den geburten verfolgte die ddr in den 1970er jahren eine aktive 

bevölkerungspolitik durch eine entsprechende wohnraumförderung für 

junge eltern. dies führte dazu, dass sich das durchschnittsalter einer 

frau bei erster geburt ihres ersten kindes von 23,9 im jahr 19�0 auf fast 

23,4 jahre im jahr 1975 verringerte. der damit einhergehende anstieg 

der geburten war entsprechend ein kurzfristiger vorzieheffekt, da sich 

die gesamtzahl der kinder pro mutter nicht entscheidend veränderte.  

mit der schlagartigen veränderung des wirtschafts- und sozialsystems 

sowie aufgrund eines allgemeinen trends zur späteren geburt veränderte 

sich das durchschnittsalter einer ostdeutschen frau bei der ersten geburt 

auf 28,2 jahre im jahr 2000. verbunden mit dem systemwechsel von  
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Zusammenfassung der round-Table-diskussion 
Barbara Engels, JONA-Stipendiatin 
 
Der volkswirtschaftliche Strukturwandel in einer Gesellschaft ist ein 
ganz gewöhnlicher, allmählich fortschreitender Prozess. In Ostdeutsch-
land vollzog sich der ökonomische Wandel nach 1990 allerdings so  
abrupt und unkontrolliert, dass bis heute das Sozialsystem darunter 
leidet. Darüber hinaus halten die regionalen Veränderungsprozesse  
an: In Zukunft werden in Ostdeutschland sehr viel weniger Menschen 
als früher leben, sie werden durchschnittlich älter sein und vorwiegend 
in urbanen Zentren siedeln.  

Diese urbanen Zentren gilt es zu stärken. In jedem der Neuen Länder 
muss es mehrere „lebendige” Städte geben, die als Ankerpunkte auch 
denjenigen dienen, die sich entschieden haben, im strukturschwäche-
ren ländlichen Raum zu leben. Dabei sollten nicht nur die bisherigen 
Vorreiter wie z.B. Dresden, Magdeburg, Weimar oder Leipzig mit Auf-
merksamkeit bedacht werden, auch mittelgroße Zentren wie etwa 
Greifswald oder Stendal müssen gut ausgestattet sein. Von diesen 
„Leuchtturmstädten” könnte dann mit Blick auf die Versorgung eine  
gewisse Strahlkraft ausgehen. Mobile Dienste, beispielsweise Kranken-
dienste oder auch rollende Bibliotheken, könnten die Menschen im 
ländlichen Raum versorgen. Letztlich ist dies die Alternative zum „Gieß-
kannenprinzip”, welches mit Blick auf die klammen Haushalte sowieso 
nicht durchzuhalten ist. Die Losung muss daher lauten: Nicht an „fal-
scher” Stelle überfördern, sondern an angemessenem Platze adäquat 
unterstützen. Freilich darf die soziale Infrastruktur im ländlichen Raum 
nicht ausgetrocknet werden, gleichwohl müssen Kosten und Nutzen  
der ländlichen Versorgung im Einklang stehen.

Die wirtschaftlichen Strukturen Ostdeutschlands dürfen nicht „von 
oben” überreguliert werden. Vielmehr müssen sich innerhalb dieser 
Strukturen marktfähige Produkte und Leistungen entwickeln. Jede 
staatliche Fördermaßnahme muss anreizkompatibel und langfristig 
selbsttragend angelegt werden. Nur auf dem Gebiet innovativer Tech-
nologiezyklen besteht die Chance, originäre Entwicklungspfade zu be-
schreiten und somit langfristige, humankapitalintensive Arbeitsplätze 
vor Ort zu schaffen und dann auch zu erhalten. Sogenannte Branchen-
cluster sind dabei essentiell. Unternehmen müssen sich in einer hori-
zontalen oder vertikalen Agglomeration ansiedeln, um ökonomische 
Vorteile ausschöpfen zu können.

Wenn hoch spezialisierte Zulieferer und Abnehmer sowie branchenspe-
zifische Infrastruktureinrichtungen in den räumlichen Branchenkonzen-
trationen Seite an Seite stehen, können sie nicht nur mehr und effizi-
enter produzieren, sondern auch langfristig vom innovationsfördernden 
„Wissens-Spillover” profitieren. Forschung und Entwicklung müssen in 
diesem Zusammenhang enger mit den Unternehmen vor Ort verbun-
den sein, damit eigeninitiativ neue Leistungen entstehen können. 

Eine große Rolle spielen dabei die Hochschulen und Universitäten in 
Ostdeutschland. Sie sind die effektivsten Zuwanderungsmagneten. Ihre 
Förderung ist unerlässlich, denn gute Ausbildungs- und Forschungs- 
bedingungen sind der Garant für Prosperität. Insofern müssen jene Bil-
dungseinrichtungen attraktiv für Zuwanderung aus Deutschland, Euro-
pa und der Welt gehalten werden. Schließlich bringen junge Studieren- 
de Humankapital in die Region – und bleiben nach abgeschlossenem 
Studium mit Hilfe gezielter Anreize bestenfalls auch dort. Damit hätte 
man theoretisch zwei Fliegen – die Überalterung und den Fachkräfte-
mangel – mit einer Klappe geschlagen. 
 
Um den generellen Mangel an qualifizierten Arbeitnehmern abzumil-
dern, muss eine breit angelegte Bildungsoffensive initiiert werden,  
die bereits im Kindergarten beginnt. Dabei dürfen vor allem die männ-
lichen Kinder und Schüler nicht außer Acht gelassen werden, da vor 
allem männliche Schulabbrecher zu beklagen sind. Die Einführung  
einer „Männerquote” im Grundschullehreramt könnte beispielsweise 
dazu beitragen, männliche Schüler besser anzusprechen und „bei der 
Stange zu halten”. Insgesamt muss Ostdeutschland aus sich heraus 
wachsen – und auf regionaler Ebene Eigeninitiativen generieren. Dazu 
ist die Motivation der Bevölkerung vor Ort nötig – und eine finanzielle 
und ideelle Förderung, die genug Raum für diese Motivation lässt.



gut für die sinne:  
kultur als standortfaktor 

Dieter Haselbach

kultur ist luxus. luxus, so definierte der soziologe werner 

sombart vor einem jahrhundert, ist „vergeudung”, verfeiner-

ter verbrauch jenseits des notwendigen. aber es war – so 

sombart – der luxuskonsum, der die entwicklung zur markt-

zentrierten, „kapitalistischen” wirtschaft wesentlich erst  

ermöglicht hatte. kultur spielt auch weiter eine wirtschaft-

liche rolle: in den stadtgesellschaften der seinerzeit moder-

nen marktwirtschaften beobachtete sombart „eine extensive 

kulturentwicklung” von „nie dagewesener stärke”. kultur  

sei motor der rasanten ökonomischen entwicklung in der 

marktgesellschaft. kultur hat so eine doppelte bedeutung, 

sie ist verschwenderin – und zugleich ist sie geschäft, motor 

für die entwicklung der bedürfnisse, des konsums, des 

reichtums. man könnte sagen, werner sombart erfand das 

thema „kulturwirtschaft” für die akademische diskussion. 

leider wurde er mit dieser these auch bald wieder verges-

sen. sein thema, kultur als wirtschaftsbranche und teil  

der wertschöpfungskette, erscheint heute als aktuellste 

wendung in der diskussion um stadtentwicklung und eine – 

wenn das wortungetüm erlaubt ist – „post-produktionisti-

sche” Ökonomie.
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(1)  wir sind derzeit in einer tiefen krise öffentlicher haushalte. aber die 

konsolidierungsproblematik begleitet die kulturpolitik der öffentlichen 

haushalte schon lange. wenn man sagt, etwas nützt, eine bestimmte 

öffentliche ausgabe ist wirtschaftlich nützlich, ist das ein wunderbares 

einfaches argument zur verteidigung dieser ausgabe, und das beson-

ders in bedrängten Zeiten. 

(2)  es geht bei kulturpolitischen ausgaben – das wird in der kulturpro-

grammatik häufig vergessen – auch immer um die konkurrenz in 

öffentlichen haushalten. da steht ja kultur gegen kindergarten und 

kultur gegen schule usw. und da scheint es nicht zu reichen, wenn 

kulturausgaben aus sich heraus gut zu begründen sind, sondern sie 

sollten auch im kontext zu verteidigen sein.

(3)  eine kulturausgabe, die sich in einem wirtschaftlichen kontext be-

währt, passt gut zum Zeitgeist, denn der Zeitgeist ist immer noch 

ökonomisch. die hegemonie des ökonomischen denkens scheint in 

der krise gefährdet. aber wenn ich betrachte, wie über haushalte 

verhandelt wird oder wo geld hingegeben wird, so steht die Ökono-

mie immer noch ganz vorne. 

welche argumente zu einer „ökonomischen” begründung von kultur 

lassen sich unterscheiden?

nachdem sombart vergessen war, entstanden ansätze zur „umwegren-

tabilität” in den 1980er jahren neu. 1988 legten hummel und berger  

eine studie zur volkswirtschaftlichen bedeutung von kunst und kultur 

vor. schon 1982 hatte das Zentrum für kulturforschung in ihrer „musik-

statistik” das feld zwischen kultur und musikwirtschaft vermessen. die 

studien bezeichnen den beginn einer neuen kulturwirtschaftlichen dis-

kussion in deutschland. these der studien war, dass kultur in der ge-

samtbetrachtung, unter einschluss der öffentlich finanzierten bereiche, 

kein „kostgänger” des staates sei. sie leiste einen eigenen beitrag zur 

volkswirtschaft. dies war ein starker aufschlag. 

in den folgejahren gelang es aber nicht, die volkswirtschaftliche betrach-

tung auf einzelfälle hin zu vertiefen und zu konkretisieren: erst wenn sich 

auf der ebene einzelner fördermaßnahmen „kultur als wirtschaftsfaktor” 

erweisen konnte, wäre das argument durchschlagend. denn politisch 

müssen ja einzelne maßnahmen begründet werden. eine betrachtung  

ist sombarts these von der vergeudung als motor der wirtschaftsent-

wicklung aber wirklich noch aktuell? in einer rede zu „wechselbezie-

hungen (von) kultur und wirtschaft” hat der damalige sächsische mini-

sterpräsident georg milbradt im september 2003 recht nüchtern daran 

erinnert, dass der Zustand der öffentlichen kultur für standortentschei-

dungen der wirtschaft eine nur verschwindend geringe bedeutung hat. 

Zumindest sagen dies die „kapitäne” der wirtschaft, wenn man sie 

danach fragt. nur anschluss an wasserwege sei weniger wichtig als 

kultur. spätestens allerdings, wenn es um den standort von einrichtun-

gen geht, die auf hochqualifizierte führungskräfte angewiesen sind, um 

konzernzentralen oder um forschungs- und entwicklungszentren, wird 

die kulturelle strahlkraft einer Zielregion wichtig. vielleicht deshalb ist  

in sachsen die alte residenzstadt dresden bei der ansiedlung von wirt-

schaftsbetrieben erfolgreicher als chemnitz, oder hamburg hat größere 

standortpotenziale als kiel.

ohnehin ist es mit den argumenten um den umwegnutzen von kultur 

recht schwierig. dies gilt, obwohl es sehr einleuchtend ist, warum kultur-

politiker in den letzten jahren immer wieder argumente zum nichtkultu-

rellen „nutzen” von kultur vorgebracht haben.

warum sind argumente so attraktiv, die den außerkulturellen „nutzen” 

von kultur begründen? 
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für das ganze nützt da nicht viel. und noch etwas anderes müsste ja 

nachgewiesen werden: erst wenn kulturausgaben der öffentlichen hände 

einen höheren wirtschaftlichen nutzen hätten als andere öffentliche 

engagements, würde das wirtschaftliche argument für öffentliche kultur-

ausgaben zwingend.

versuche, eine betriebliche „umwegrentabilität” öffentlicher kulturförde-

rung nachzuweisen, müssen aber immer wieder scheitern. nur in einzel-

fällen kann eine solche argumentation einmal gelingen. es ist in der 

regel nicht möglich, kulturpolitische einzelförderung mit volkswirtschaft-

lichen argumenten zu begründen. sie müssen mit betriebswirtschaft-

lichen folgeargumenten begründet werden. ein solcher ernüchternder 

befund muss nicht heißen, dass volkswirtschaftliche argumente sinnlos 

sind: sie sind aber nicht hinreichend.

für einzelne kulturinstitutionen oder öffentlich getragene kulturelle er-

eignisse gab es auch einmal positive ergebnisse von untersuchungen  

zur umwegrentabilität. so konnte vor einigen jahren eine studie für die 

semperoper zeigen, dass sie durch ihre kulturtouristische attraktivität, 

für die regionale wirtschaft einen positiven wirtschaftlichen effekt aus-

übt (also umwegrentabilität). gleichzeitig liegt die latte hier sehr hoch: 

dresden ist stark vom tourismus geprägt und der semperoper gelang es, 

sich zum pflichtprogramm für besucher zu stilisieren. und: die berech-

nungen gingen davon aus, dass der opernbesuch häufig besuchsanlass 

war, nicht ein willkommener nebennutzen eines ohnehin stattfindenden 

besuchs. wenn man dieselbe untersuchung über das theater in nord-

hausen oder die bühnen in mecklenburg-vorpommern durchführen wür-

de, wären die ergebnisse mehr als ernüchternd.

allerdings: kulturtourismus ist ein sonderfall. kultur ist ein touristisches 

motiv. städtetourismus ist häufig kulturtourismus. das gilt sicherlich für 

den tourismus in berlin mehr als für den auf dem land, wo baden, 

wandern, reiten oder der besuch eines bauernhofs primäre motive sind 

und kultur an schlechtwettertagen „mitgenommen” wird. aber mit kul-

tur lassen sich tourismusregionen profilieren und lässt sich der tourismus 

vor allem in der nebensaison verlängern und verstetigen. ob dies große 

festivals braucht oder wirtschaftlich rechtfertigt, kommt auf eine einzel-

fallprüfung an.

Dieter Haselbach (Mitte), ICG culturplan Unternehmensberatung GmbH, Berlin

für den durchschnittlichen öffentlich geförderten kulturbetrieb, in einer 

durchschnittlichen lage und mit durchschnittlicher größe kann das 

argument der umwegrentabilität nicht fruchtbar bemüht werden. man 

denke an ein stadttheater in einer stadt ohne großen kulturtourismus, 

an die musik- und kunstschule einer mittelgroßen stadt, an einen stadt-

hallenbetrieb mit gastspielkonzerten großer orchester, dann kommt man 

nach rentabilitäts- und auch umwegrentabilitätsüberlegungen auf ein 

negatives ergebnis. der bereich kulturelles standort- und stadtimage 

gehört durchaus zu den positiven überlegungen. hier geht es nicht um 

rentabilität. kultur kann helfen, einen standort zu profilieren. 

Zwingende ökonomische begründungen für die kulturförderung sind 

bisher nicht gefunden worden, und das gilt auch für „kultur als stand-

ortfaktor”. kulturausgaben sind – auch wenn es immer wieder nachge-

sprochen wird – keine „investitionen”, sondern ausgaben. wenn der 

vorhang im theater zugeht, ist das geld für die aufführung ausgegeben, 

die Zuschauer sind erbaut oder erbost und gehen nach hause. eine nur 

ökonomische argumentation zur rechtfertigung von kulturförderung ist 

auch kulturpolitisch problematisch.
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das eine argument ist oft gebraucht worden: ökonomische begründun-

gen für kultur lenken von der kulturellen sache, von den kulturellen 

Zwecken ab. kultur wird hier in den kontext einer brauchbarkeit gestellt, 

die der eigenen kulturellen dignität gar nicht entspricht. – was, wenn 

fußballspielen sich als effizienter herausstellt? das zweite ist eine weiter-

führung dieses arguments: wenn wirtschaftliche begründungen im ver-

teilungskampf um knappe öffentliche gelder angeführt werden, dann 

besteht immer die gefahr, dass es bessere argumente für andere maß-

nahmen gibt. im rahmen der bildungsökonomischen forschung bei-

spielsweise könnte sich herausstellen, dass schachspiel besser ist als 

flötenspiel.

das eingangs zitierte urteil des ehemaligen sächsischen premierministers 

muss so in kontext gesetzt werden: in deutschland ist es selbstverständ-

lich, dass es gut ausgestattete kulturelle infrastrukturen gibt. da dies 

überall so ist, ist kultur als ein standortfaktor nicht sehr relevant. wenn 

eine stadt oder eine region ihre kulturelle infrastruktur verfallen lässt, 

dann plötzlich wird kultur zu einem standortfaktor – einem negativen 

faktor, der den verfall beschleunigen könnte.

zuSAmmEnfASSunG DEr rounD-tAblE-DiSKuSSion 
Louisa Thomas, JONA-Stipendiatin 
 
angeregt durch den rückblick des bundesinnenministers auf die um-
stände und folgen der währungs-, wirtschafts- und sozialunion 1990 
wurde über kultur als standortfaktor in den neuen ländern diskutiert. 
in seiner einführung entwickelte dieter haselbach zwei thesen: 
 
1.  mit blick auf die bedeutung von kultur als standortfaktor gibt es un-

terschiedliche einschätzungen. Zwei beispiele mögen dies belegen: 
während der ehemalige sächsische ministerpräsident georg milbradt 
einmal sagte, dass kultur für standortentscheidungen der wirtschaft 
quasi nicht von bedeutung sei (nur wasserwege seien noch unwich-
tiger), verteidigte der soziologe werner sombart schon vor einem 
jahrhundert die kultur als motor der wirtschaftsentwicklung. 

2.  kultur kann volkswirtschaftlich bedeutsam sein. durch die „umweg-
rentabilität” kann kultur vom kostenträger zum effizienten wirt-
schaftsfaktor mit einem eigenen beitrag zur volkswirtschaft werden.

dass kulturelle vielfalt und angebote gerade in den neuen ländern 

wichtig sind, um regionen attraktiv zu halten, war im kreis der disku-

tanten unstrittig. insbesondere ein land wie sachsen profitiert in er-

heblichem maß von seinen kulturellen offerten und einrichtungen. 

nichtsdestotrotz wird die reduktion finanzieller Zuweisungen zwangs-

läufig zum infragestellen einzelner angebote führen. sparen dürfe hier-

bei aber nicht mit Qualitätsverlust gleich gesetzt werden. als vorbild 

für alle länder könnte das land brandenburg dienen, das nach ein-

schätzungen sehr vorausschauend mit dem bevölkerungsrückgang und 

der angespannten haushaltssituation umgeht. man mag über die wirt-

schaftliche bedeutung von kultur denken, wie man mag. fest steht, 

dass das thema kultur in deutschland so selbstverständlich ist, dass  

es oft nur stiefmütterlich behandelt wird. wird hier aber an falscher 

stelle gespart, wird uns der kulturverlust „auf die füße fallen”. und 

spätestens dann ist kultur, nämlich fehlende kultur, ein standortfaktor. 

in der diskussion wurden folgende handlungsvorschläge zusammen-

getragen: 

christa wolf sagte einmal, „kultur ist, was lebt”: die kulturpolitische 
debatte muss wiederbelebt werden, damit kultur auch überlebt.  
es ist wichtig, zu thematisieren, welche kulturellen angebote die  
gesellschaft erhalten will. dafür muss ein gesellschaftlicher verstän-
digungsprozess organisiert werden. 

statt punktuell im sinne des „gießkannenprinzips” zu fördern, ist  
eine gezielte förderung wertvoller kulturgüter nötig. dabei darf  
nicht per se in den ländlichen gegenden gespart werden. gefragt ist 
außerdem eine zulassende förderung, die auch kulturelle entwick-
lungen außerhalb der institutionen erreicht, z.b. subkulturen, privat-
theater und andere neue ideen. 

das ehrenamt muss stärker unterstützt werden. 

staat und wirtschaft sind bei der förderung von kultur gleicher- 
maßen gefragt.
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